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Denkpause nach Gipfel-Fiasko
Regierungskonferenz zur EU-Verfassung erst einmal gescheitert 
 
Von Olaf Standke 
 
Zwischen düsteren Krisenszenarien und dem Versuch der Schadensbegrenzung bewegten sich die Reaktionen auf den EU-Gipfel in Brüssel.


Für die konservative spanische Zeitung »ABC« ist klar, wer die Schuld am Brüsseler Fiasko trägt: Frankreich und Deutschland. Bundeskanzler Schröder machte die nationalen Egoismen Spaniens und Polens als Hauptgrund aus. Andere sahen Italiens Regierungschef Berlusconi in der Verantwortung, der als amtierender Ratspräsident wieder viel heiße Luft, aber wenig Vermittlung produziert habe. Insgesamt aber hätten alle Staats- und Regierungschefs ein »trauriges Spektakel« geboten, so die belgische Zeitung »La Dernière Heure«. So seien »große und gefährliche Fragezeichen das Ergebnis«, meint die liberale schwedische Tageszeitung »Dagens Nyheter«. 


Viel früher als alle prognostiziert hatten, scheiterte die Verfassungskonklave schon Sonnabendmittag am Streit über die künftige Stimmverteilung im EU-Ministerrat. Auch die von EU-Ratspräsident Berlusconi versprochene »Zauberformel« griff nicht. In bilateralen Verhandlungen sollen diverse Varianten durchgespielt worden sein, etwa zwei zusätzliche und damit die meisten Stimmen für Deutschland im Rahmen der Nizza-Regelungen. Oder die Verschiebung der Entscheidung auf eine Konferenz 2008/2009. Keine Option fand am Ende die Zustimmung aller Seiten. Doch mahnte EU-Kommissionspräsident Prodi, es wäre ungerecht, jetzt einzelne Länder zum »Sündenbock« zu machen. Vielmehr müsse man umfassend darüber nachdenken, wie man auf dem Weg der europäischen Integration weiter vorankommen könne. 


Das wird schwierig. Zwar befinde sich die »EU nicht in der Krise«, wie der britische Premier Blair betonte, doch drohe nun, so Schröder, ein »Europa der zwei Geschwindigkeiten«. Einzelne Staaten, allen voran Deutschland und Frankreich, könnten ihre Zusammenarbeit in oder gar außerhalb der Union zulasten der Integration auch allein vorantreiben. Schröder schloss allerdings aus, dass die hartnäckige Weigerung Warschaus, Nizza zu den Akten zu legen, das deutsch-polnische Verhältnis belasten werde. Luxemburgs Ministerpräsident Juncker warnte davor, die Zäsur durch das Scheitern des Gipfels zu unterschätzen: »Wer so tut, als ob Europa nicht in einer Krise steckt, der möchte etwas schönreden, was man nicht schönreden sollte.« 


In diesem Sinne kritisierten auch der PDS-Vorsitzende Lothar Bisky und Sylvia-Yvonne Kaufmann, Sprecherin der PDS-Gruppe im Europaparlament scharf, dass nicht die Schaffung eines friedlichen, demokratischen und sozialen Europas im Zentrum des Gipfeltreffens gestanden habe, sondern der Kampf um Macht und Einfluss in der EU und die militärinterventionistische Befähigung der Union als Hilfssheriff der USA. »Die gemeinsame europäische Idee wurde wie auf dem Gipfel Ende 2000 in Nizza erneut Opfer nationalistischer Egoismen. Das alles lässt nichts Gutes für Europas Zukunft erwarten.« 


Der Verfassungsprozess sei »weder gescheitert noch zu Ende«, versuchte sich dagegen Bundesaußenminister Fischer (Grüne) in Optimismus. Nur bleibt offen, ob ein neuer Einigungsversuch rechtzeitig bis zur Europawahl 2004 Erfolg hat. Die PDS jedenfalls lehnt den vorliegenden Verfassungsentwurf ab und »ruft alle Friedens- und sozial engagierten Kräfte dazu auf, nunmehr erst Recht verstärkten Druck auszuüben, um während der irischen Ratspräsidentschaft einer Kurskorrektur den Weg zu ebnen«. Die Erweiterung um zehn neue Mitgliedstaaten am 1. Mai nächsten Jahres steht jedoch außer Frage. Die im Oktober in Rom begonnene Regierungskonferenz soll fortgesetzt werden. Ihre Aufgabe bleibt die Überarbeitung und Neufassung der Verträge, auf denen sich die Europäische Union gründet, und Grundlage ist weiter der vom EU-Konvent erarbeitete Verfassungsentwurf. Der irische Ministerpräsident Bertie Ahern, der im Januar die EU-Ratspräsidentschaft übernimmt, kündigte für den nächsten regulären EU-Gipfel im März Vorschläge an, wie diese Beratungen weitergeführt werden könnten. Durch die parallel laufenden Verhandlungen über die EU-Finanzplanung nach 2006 – Spanien und Polen hoffen auf hohe EU-Fördergelder, die zu einem Viertel vom größten Nettozahler Deutschland aufgebracht werden – sind neue Konflikte aber programmiert. 
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